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Während der Corona-Pandemie 
sind die Intensivstationen 

immer wieder an ihre Belastungs-
grenze gestoßen. Es bestand die Ge-
fahr, dass es nicht genügend Behand-
lungsplätze für alle Menschen gibt, 
die einen benötigen. Einige Menschen 
mit Behinderung hatten Sorge, dass 
sie bei der Zuteilung von Behand-
lungsplätzen aufgrund ihrer Behin-
derung benachteiligt werden. Sie ha-
ben geklagt. Im Dezember 2021 hat 
das Bundesverfassungsgericht ent-
schieden, dass der Staat Menschen 
vor dem Risiko einer Benachteiligung 
wegen einer Behinderung bei der Zu-
teilung knapper, überlebenswichtiger 
Behandlungsplätze schützen muss.

Gesetzliche Regelung der Zuteilung 
von Behandlungsplätzen

Daraufhin hat der Gesetzgeber eine 
gesetzliche Regelung zum Verfahren 
bei nicht ausreichend vorhandenen 
überlebenswichtigen intensivmedizi-
nischen Behandlungskapazitäten ge-
schaffen. Dieses Verfahren ist jetzt in 
Paragraf 5c des Infektionsschutzge-
setzes geregelt und am 14. Dezember 
2022 in Kraft getreten. Es gilt nicht 
nur während der Corona-Pandemie, 

Manche Menschen mit Behin-
derung brauchen während 

des Urlaubs Unterstützung. Das kann 
eine Leistung der Eingliederungshilfe 
sein, entschied das Bundessozialge-
richt. Das Urteil enthält viele wich-
tige Aussagen.

Haben Menschen mit Behinderung 
im Zusammenhang mit einer Urlaubs-
reise Anspruch auf Leistungen der 
Eingliederungshilfe? Die Instanzge-
richte urteilen hierzu uneinheitlich. 
Nun liegt eine höchstrichterliche Ent-
scheidung des Bundessozialgerichts 
(BSG) vor. Sie enthält zahlreiche we-
sentliche Aussagen, und sie stärkt die 
Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rung im Bereich Freizeit und Urlaub 
(Urteil vom 19. Mai 2022 – Aktenzei-
chen: B 8 SO 13/20 R). Die Entschei-
dung des BSG erging noch zur Rechts-
lage vor 2020. Sie ist jedoch auf das 
aktuelle Recht übertragbar.

Das BSG hat ausführlich begrün-
det, dass Freizeitgestaltung für sich 
genommen – und nicht bloß mit dem 
Ziel des Kontakts zu nichtbehinder-
ten Menschen – als Teilhabeziel im 
Recht der Eingliederungshilfe veran-
kert ist. Behinderungsbedingte Bedar-
fe können daher Leistungsansprüche 
begründen. Zur Freizeitgestaltung ge-
hören dabei auch Urlaub und Erho-
lung.

Was gehört zu den behinderungs-
bedingten Mehrkosten?

Erforderliche behinderungsbedingte 
Mehrkosten, also solche, die wegen 
Art und Schwere der Behinderung 
entstehen, sind daher als Leistung der 
Eingliederungshilfe zu übernehmen. 
Erfasst sind davon zum Beispiel not-

sondern immer dann, wenn Behand-
lungskapazitäten aufgrund einer über-
tragbaren Krankheit nicht ausreichend 
vorhanden sind.

Das Gesetz stellt klar, dass bei ei-
ner Entscheidung über die Zuteilung 
von Behandlungskapazitäten nie-
mand benachteiligt werden darf, ins-
besondere nicht wegen einer Behin-
derung, des Alters, der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder Weltan-
schauung, des Geschlechts oder der 
sexuellen Orientierung. 

wendige Assistenzkosten während 
einer Urlaubsreise.

Das BSG legt zudem nachvollzieh-
bar dar, dass die eigenen Urlaubs-  
beziehungsweise Freizeitkosten des 
Menschen mit Behinderung grund-
sätzlich nicht als Leistungen der Ein-
gliederungshilfe in Betracht kom-
men, da diese auch bei Menschen 
ohne Behinderung entstehen. Das 
BSG erkennt jedoch Ausnahmen an, 
nämlich dann, wenn allein aufgrund 
der Behinderung besondere Kosten an-
fallen. Der Eingliederungshilfeträger 
muss dann die Differenz der Kosten 

Vor einer Zuteilungsentscheidung 
muss immer geprüft werden, ob an-
dere Krankenhäuser noch Behand-
lungskapazitäten haben und eine 
Verlegung der Patienten möglich ist.

Überlebenswahrscheinlichkeit als 
Zuteilungskriterium

Reichen die Behandlungsplätze 
nicht aus, um alle Patienten und Pati-
entinnen zu versorgen, müssen Ärzte 
entscheiden, wer behandelt wird. 

tragen, die dem behinderten Men-
schen im Verhältnis zu einem nicht-
behinderten Menschen bezüglich der 
konkreten Freizeit- und Urlaubs- 
gestaltung entstehen. In Betracht 
kommt dies nach Ansicht der Auto-
rin etwa, wenn aufgrund der Ange-
wiesenheit auf einen Rollstuhl ein 
größeres, rollstuhlgerechtes Hotel-
zimmer erforderlich ist, das mit hö-
heren Kosten als das Standardzim-
mer verbunden ist.

Offen ließ das BSG hingegen, ob 
und unter welchen Voraussetzungen 
ausnahmsweise die gesamten Reise- 

Maßgeblich für die Entscheidung darf 
nur die aktuelle und kurzfristige Über-
lebenswahrscheinlichkeit der von der 
Zuteilung betroffenen Patienten sein.

Von Verbänden der Menschen mit 
Behinderung wurde dieses Kriterium 
im Gesetzgebungsverfahren kritisiert. 
Denn auch wenn dies vom Gesetz 
nicht ausdrücklich vorgegeben ist, 
wird – so befürchten die Verbände – 
am Ende die Höhe der langfristigen 
Überlebenswahrscheinlichkeit über 
die Zuteilung von Intensivbetten ent-
scheiden. Das würde zu einer mittel-
baren Diskriminierung führen. Denn 
die Höhe dieser Überlebenswahr-
scheinlichkeit wird bei Menschen 
mit Behinderung, je nach Beeinträch-
tigung, häufiger unter derer von Men-
schen ohne jegliche Beeinträchtigung 
liegen.

Ist ein Mensch mit Behinderung 
von der Zuteilungsentscheidung be-
troffen, muss eine Person mit Fach-
expertise für die Beeinträchtigung 
zur Entscheidungsfindung hinzuge-
zogen werden. Der Referentenent-
wurf des Gesetzes sah ursprünglich 
eine Ausnahme hiervon vor. Erfreu-
licherweise konnte unter anderem 
durch die Stellungnahmen der Bun-
desvereinigung Lebenshilfe erreicht 

beziehungsweise Freizeitkosten eines 
behinderten Menschen als behinde-
rungsbedingte Mehrkosten angese-
hen werden können.

Teilhabe in anderen Bereichen  
lässt Anspruch nicht entfallen

Der Anspruch auf Übernahme be-
hinderungsbedingter Mehrkosten 
scheidet nach Auffassung des BSG 
auch nicht deshalb aus, weil ein 
Mensch mit Behinderung bereits in 
anderen Lebensbereichen teilhat. Da 
es sich um unterschiedliche Teilhabe-

werden, dass diese Ausnahme nun 
nicht im Gesetz steht. Die Regelung 
zum Schutz von Menschen mit Be-
hinderung wäre ansonsten leergelau-
fen. Denn jede Zuteilungsentschei-
dung ist dringend.

Außerdem sieht das Gesetz vor, 
dass eine Zuteilungsentscheidung zu 
dokumentieren und der zuständigen 
Landesbehörde anzuzeigen ist.

Verbot der sogenannten  
Ex-Post-Triage

Erfreulich ist auch, dass das Ge-
setz ausdrücklich das Verbot der so-
genannten Ex-Post-Triage regelt. Da-
runter ist der Behandlungsabbruch 
bei einem Patienten, um die Behand-
lung eines anderen Patienten mit 
„besseren“ Aussichten auf einen Be-
handlungserfolg zu gewährleisten, zu 
verstehen.

Alles in allem ist die aktuelle Rege-
lung trotz der Kritik besser als keine 
Regelung. Denn neben einer Sensibi-
lisierung für das Thema wird die Ge-
fahr einer Diskriminierung unter  
anderem durch die vorgesehenen Re-
gelungen zum Verfahren zumindest 
verringert. 
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bedürfnisse handelt, können daher – 
anders als Instanzgerichte mitunter 
geurteilt hatte – zum Beispiel weder 
eine berufliche Tätigkeit noch das 
Leben in der eigenen Wohnung als 
Begründung dafür herangezogen wer-
den, die Übernahme behinderungs-
bedingter Mehrkosten während des 
Urlaubs oder der Freizeit abzuleh-
nen.

Konkrete Reise muss  
angemessen sein

Voraussetzung für die Übernahme 
behinderungsbedingter Mehrkosten 
ist allerdings, dass die konkrete Ur-
laubsreise beziehungsweise Freizeit-
maßnahme angemessen ist. Das ist 
anhand eines Vergleichs mit den Be-
dürfnissen eines nichtbehinderten, 
nicht sozialhilfebedürftigen Erwach-
senen zu bestimmen.

Diesbezüglich führte das BSG un-
ter Hinweis auf den dritten Teilhabe-
bericht aus, dass 72 Prozent der 
Menschen ohne Behinderung jähr-
lich mindestens eine einwöchige Ur-
laubsreise unternehmen. Daher hielt 
das BSG die im konkreten Fall durch-
geführte einwöchige Urlaubsreise nicht 
für unangemessen. 

Zudem muss laut BSG geprüft wer-
den, ob unter Berücksichtigung der 
konkreten Wünsche des Menschen 
mit Behinderung eine im Wesent-
lichen gleichartige, aber kostengüns-
tigere Reise möglich ist.

Eine ausführliche Darstellung und 
Bewertung der Entscheidung finden 
Sie im Rechtsdienst der Lebenshilfe 
4/2022, ab Seite 171.
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Niemand darf benachteiligt werden

Im Urlaub gut versorgt sein

Das Gesetz zur Verteilung knapper Behandlungskapazitäten ist seit Dezember 2022 in Kraft. Es gilt nicht nur während einer Pandemie.

Manche Menschen mit Behinderung brauchen im Urlaub Unterstützung. Zum Beispiel: eine Assistenz. 
Das soll die Eingliederungs-Hilfe bezahlen. Das hat jetzt das Bundes-Sozialgericht entschieden. 
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